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Anhörung zum „BAföG“ am 21. Mai 2007 
Vorschlag für Fragen 

A. Soziale Lage der Studierenden im Lichte des 17. BAföG-Berichts 

1. Wie bewerten Sie grundsätzlich die gegenwärtige Leistungsfähigkeit des BAföG, die Le-
benshaltungskosten der geförderten Studierenden hinreichend zu decken? Welche mit-
tel- bis langfristige Entwicklung erwarten Sie in diesem Zusammenhang, wenn vorerst 
keine Anpassung der Bedarfssätze und Freibeträge erfolgt? 

2. Wie bewerten Sie die Entwicklung der Gefördertenzahlen und -quote und welche Konse-
quenzen resultieren daraus für die Weiterentwicklung des BAföG? 

3. Wie bewerten Sie die Auswirkungen der Einführung von Studiengebühren in einigen 
Bundesländern auf die Finanzierung des Lebensunterhalts der Studierenden? Inwieweit 
berücksichtigt der 17. BAföG-Bericht diesen Aspekt bzw. weist Ergebnisse zu diesen Zu-
sammenhängen auf?  

4. Der 17. BAföG-Bericht geht von Anpassungsrückständen von 10,3 % bei den Bedarfs-
sätzen und 8,7 % bei den Freibeträgen aus. Welchen Anpassungsbedarf sehen Sie be-
züglich der Bedarfssätze, der Freibeträge oder der Sozialpauschalen?   

5. Sehen Sie Möglichkeiten einer sinnvollen Differenzierung, etwa hinsichtlich einer 
Schwerpunktsetzung bezüglich Bedarfssätzen und Freibeträgen oder auch zeitlichen 
Staffelung etwaiger Anpassungsmaßnahmen?  

B. GE für ein 22. BAföG-Änderungsgesetz 

a)  Berücksichtigung von Kinderbetreuungszeiten 

6. Halten Sie die vorgesehene Umstellung auf eine generelle spezifische Förderungskom-
ponente für Auszubildende mit Kindern über einen pauschalen Kinderbetreuungszu-
schlag während der Ausbildungsphase selbst anstelle der bisherigen Teilerlassregelung 
bei der späteren Darlehensrückzahlung bei Studierenden bildungs-, familien- und sozial-
politisch für sinnvoll? 

7. Welche bildungs-, familien- und sozialpolitischen Auswirkungen erwarten Sie durch den 
vorgeschlagenen Wegfall der Kinderteilerlassregelung? Sehen Sie hier insbesondere 
auch gleichstellungspolitisch relevante Auswirkungen? Wenn ja, welche?  

8. Wie bewerten Sie die im Gesetzentwurf vorgeschlagene zweijährige Übergangsregelung 
bis zum endgültigen Wegfall des Kinderteilerlasses? 

9. Wie bewerten Sie die im Gesetzentwurf vorgeschlagene Ausgestaltung des Kinder-
betreuungszuschlags als monatliche Pauschale in Höhe von 113 Euro – auch vor dem 
Hintergrund der Auswirkungen der Einführung des Elterngeldes bei Studierenden mit 
Kindern? 

10. Wie bewerten Sie insbesondere Forderungen nach der Bemessung des Zuschlags nach 
der jeweiligen Zahl der betreuten Kinder? Welche alternativen Modelle würden Sie gege-
benenfalls vorschlagen? 



b)  Förderung des Studiums im Ausland 

11. Halten Sie das Gesamtpaket der vorgesehenen Veränderungen im Auslandsförderungs-
recht für ausgewogen und von der Stoßrichtung her für förderungs- und bildungspolitisch 
sinnvoll? Sähen Sie ggf. alternativen oder weiter gehenden Handlungsbedarf? 

12. Halten Sie die vorgesehene Öffnung der Auslandsförderung für komplett innerhalb der 
EU oder der Schweiz verbrachte Ausbildungen für angemessen und ggf. auch für ausrei-
chend? 

13. Halten Sie das im Zusammenhang mit der Öffnung für komplette Auslandsausbildungen 
eingeführte Residenzkriterium, das einen mindestens dreijährigen ständigen Wohnsitz im 
Inland vor Aufnahme des Auslandsaufenthalts für sinnvoll, angemessen und praktikabel? 

14. Erscheint Ihnen die Abkehr von der bisherigen ausschließlichen Zuschussförderung hin-
sichtlich der Auslandszuschläge, Auslandsreisekosten- und -studiengebührenerstattung 
für angemessen und vertretbar oder sehen Sie negative bildungspolitische Auswirkungen 
bei deren Umstellung auf Normalförderung? Wie beurteilen Sie diesbezüglich die vorge-
schlagenen Übergangsregelungen? 

15. Wird die vorgesehene Schwerpunktsetzung auf die befristeten Auslandsaufenthalte in 
der Neuregelung der Finanzierung im Ausland erhobener Studiengebühren nach Ihrer 
Einschätzung dem Ziel des BAföG zur Sicherung von Chancengleichheit in der Bildung 
gerecht? 

16. Wird die jetzt vorgesehene Pauschalisierung der Auslandsreisekostenerstattung nach 
Ihrer Einschätzung den individuellen Finanzierungsbedürfnissen hinreichend gerecht, so 
dass der Auslandsaufenthalt als solcher auch für Auszubildende aus finanzschwachen 
Elternhäusern eine realistische und attraktive Option bleibt? 

17. Wie bewerten Sie die im Gesetzentwurf vorgeschlagene Neuregelung der Förderung von 
Auslandspraktika? Wie beurteilen Sie in diesem Kontext den Vorschlag des Bundesrates, 
auch Auslandspraktika im Zusammenhang mit berufsfachschulischen Ausbildungen in 
die Förderung einzubeziehen?  

c)  Erhöhung der Hinzuverdienstgrenze 

18. Wie bewerten Sie die vorgeschlagene Erhöhung der Hinzuverdienstgrenze im BAföG? 
Halten Sie diese für ausreichend und welche alternativen oder ergänzenden Maßnahmen 
halten Sie gegebenenfalls für notwendig oder sinnvoll? 

19. Ist es angemessen und im Verhältnis zu den gestaffelten Bedarfssätzen im BAföG je 
nach besuchter Ausbildungsstätte ausgewogen, die Hinzuverdienstgrenzen künftig für al-
le Auszubildenden gleich abzustecken und zu vereinheitlichen? 

d) Verbesserung der Förderung vom Studierenden mit Migrationshintergrund 

20. Halten Sie die vorgesehene Ausdehnung der Förderung vom Studierenden mit Migrati-
onshintergrund bildungs- und integrationspolitisch für sinnvoll und auch in Abwägung der 
Ausgabenwirkung für angemessen? Ist die vorgesehene Ausdehnung aus Ihrer Sicht 
ausreichend? 



21. Welche integrationspolitischen Auswirkungen und Effekte erwarten Sie durch die vorge-
schlagene Neuregelung?  

22. Sehen Sie Personengruppen innerhalb der in Deutschland lebenden Migranten, deren 
Bedürfnisse durch die geplanten Änderungen Ihnen noch nicht ausreichend berücksich-
tigt scheinen? 

e) Einschränkung der elternunabhängigen Förderung im Zweiten Bildungsweg 

23. Wie bewerten Sie die vorgeschlagene Neuregelung zur Einbeziehung des Elternein-
kommens bei der Förderung des Besuchs von Kollegs und Abendgymnasien? 

24. Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Mindesterwerbszeiten, um in diesem Zusam-
menhang Anspruch auf eine elternunabhängige Förderung zu erhalten? 

25. Welche bildungspolitischen Auswirkungen erwarten Sie von der vorgeschlagenen Neure-
gelung zur elternunabhängigen Förderung des Besuchs von Kollegs und Abendgymna-
sien? 

26. Gibt es aus Ihrer Sicht eindeutige und belastbare Kriterien zur angemessenen Differen-
zierung elternabhängiger und elternunabhängiger Förderung des Zweiten Bildungsweges 
durch das BAföG, wie etwa besuchte Schulform, Alter der Geförderten, Voraussetzung 
der vorher wirtschaftliche eigenständigen Lebensführung usw.? Welche Alternativen sind 
sinnvoll oder denkbar?  

27. Halten Sie die Vermögensanrechnung bei Schülern und Schülerinnen mit abgeschlosse-
ner Berufsausbildung für angemessen oder sehen Sie den Betrag von 5.200,- Euro als 
zu niedrig an? 

f) Weiterer Anpassungsbedarf im BAföG  

28. Welchen weiteren, im vorgeschlagenen Gesetzentwurf nicht angesprochenen Novellie-
rungsbedarf sehen Sie im BAföG, etwa hinsichtlich: 

- der sinnvollen Berücksichtigung der Umstellung auf BA/MA-Studiengänge? 

- der Vermögensfreibeträge für die Geförderten? 

- der Gleichstellung eingetragener Lebenspartnerschaften? 

- der Ausweitung der Förderung auch auf Teilzeitstudierende bzw. entsprechende Stu-
diengänge? 

- weiterer Aspekte? 

C. Perspektiven der Studienfinanzierung 

29. Wie beurteilen und bewerten Sie perspektivisch die Entwicklung in den Finanzierungsan-
teilen der Studierenden und ihrer Familien, der öffentlichen Hand sowie der privaten 
Wirtschaft (Kapitalmärkte, Stiftungen, Fördereinrichtungen) zur Studienfinanzierung?  



30. Wie bewerten Sie grundsätzlich alternative oder ergänzende Instrumente zur Studienfi-
nanzierung, wie etwa u.a. Kreditangebote, Bildungsgutschiene, weitere öffentliche Zu-
schüsse, Bildungssparen oder Stipendien? Welchen politischen Handlungsbedarf sehen 
Sie, um diesen – oder auch anderen – Instrumenten die ihres Erachtens notwendige 
Wirksamkeit und Effizienz als Beitrag zur Studienfinanzierung zu ermöglichen? 

31. Wie stellen sich Ihres Erachtens die Auswirkungen der in einigen Bundesländern einge-
führten Studiengebühren auf die Finanzierung des Lebensunterhalts der Studierenden 
dar und wie bewerten Sie diese?   

32. Wie beurteilen Sie die geschlechtsspezifischen Auswirkungen der Einführung von Stu-
diengebühren? 

33. Welche alternativen oder auch ergänzenden Finanzierungsmöglichkeiten für Auslands-
studien halten sie für notwendig oder auch sinnvoll, um Studierenden zu ermöglichen, ih-
re Ausbildung vollständig oder jedenfalls über ein Jahr hinaus im Ausland zu betreiben? 


